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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

über die künftige Gestaltung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
hier: Rahmenplan 1992 bis 1995 und Sonderrahmenplan 1988 bis 1993 

Die Bundesregierung legt diesen Bericht dem Deut-
schen Bundestag gemäß dessen Beschluß vom 3. Mai 
1984 (Drucksache 10/1250) vor. Der Deutsche Bun-
destag erhält damit Gelegenheit zur Stellungnahme, 
ehe sich die Bundesregierung mit den Ländern end-
gültig abstimmt und der Planungsausschuß für Agrar-
struktur und Küstenschutz (PLANAK) den neuen Rah-
menplan beschließt. 

I. Wesentliche Änderungen im Rahmenplan 
1991 bis 1994 

1. 

Der PLANAK hat 

— am 29. November 1990 und am 23. Januar 1991 in 
Berlin den Rahmenplan 1991 bis 1994 (19. Rah-
menplan) und 

— am 21. Juni 1991 den Sonderrahmenplan 1988 bis 
1993 für das Wirtschaftsjahr 1991/92 beschlos-
sen. 

2. 

Der erste gesamtdeutsche Rahmenplan gilt gemäß Ar-
tikel 7 Abs. 4 des Vertrages über die Herstellung der 
Einheit Deutschlands mit Wirkung vom 1. Januar 
1991 auch in den neuen Bundesländern (Beitrittsge-
biet). 

Er hat somit den besonderen Bedürfnissen der Struk-
turanpassung im Beitrittsgebiet Rechnung zu tra-
gen. 

3. Neue Förderungsgrundsätze im Rahmenplan für 
das Beitrittsgebiet 

3.1 Wiedereinrichtung und Modernisierung bäuerlicher 
Familienbetriebe 

Mit diesem Förderungsprogramm können betrieb-
liche Investitionen von Haupterwerbslandwirten so-
wie von Kooperationen bezuschußt werden mit dem 
Ziel: 

— bäuerliche Betriebe wieder einzurichten oder 

— noch existierende bäuerliche Bet riebe zu moderni-
sieren. 

Förderungsformen sind: 

— Starthilfen für die Wiedereinrichtung eines bäuer-
lichen Betriebes (bis zu 23 500 DM); 

— Zinsverbilligung von 5 % (für ein Kapitalmarktdar-
lehen bis zu 300 000 DM je Betrieb); 

— öffentliche Darlehen (für Gebäude und bauliche 
Anlagen) 

= béi Wiedereinrichtung bis zu 250 000 DM, 

= bei Modernisierung bis zu 90 000 DM; 

— Zuschuß für bauliche Investitionen in gründland-
bezogenen Tierhaltungszweigen (bis zu 50 000 
DM) ; 

— Übernahme von Betreuungsgebühren; 

— Bürgschaften für zinsverbilligte Kapitalmarktdar-
lehen. 
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3.2 Förderung zur Umstrukturierung landwirtschaftlicher 
Unternehmen in Form juristischer Personen und 
Personengesellschaften 

Schwerpunkte der Förderung sind die Umstrukturie-
rung und Zusammenführung von tierischer und 
pflanzlicher Produktion von ehemaligen landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften. Gefördert 
werden u. a. 

— Investitionen zur Rationalisierung des Bet riebes, 

- Modernisierung der Maschinen und Geräte für 
Pflanzenschutz und Düngung sowie Bodenbear-
beitung, 

— Investitionen zur Verminderung von Umweltbela-
stungen (Gülle etc.) sowie zur Verbesserung des 
Tierschutzes und der Lebensmittelhygiene. 

Voraussetzung für die Förderung sind der Nachweis, 
daß der Umwandlungsprozeß nach den Bestimmun-
gen des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes einge-
leitet und die Vermögensaufteilung grundsätzlich ge-
klärt sind sowie eine geprüfte D-Mark-Eröffnungsbi-
lanz vorliegt. Antragsberechtigt sind Unternehmen 
aller Rechtsformen nach dem Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz. 

Das förderungsfähige Investitionsvolumen beträgt 
max. 143 000 DM/AK, höchstens jedoch 2,5 Mio. DM 
je Unternehmen, wobei Eigenleistungen von minde-
stens 10 % zu erbringen sind. Die Zinsverbilligung 
beläuft sich auf 5 %. 

3.3 Energieeinsparung und Energieträgerumstellung 

Im Rahmen dieser Förderungsmaßnahme können be-
zuschußt werden: 

— Wärmedämmung und Regeltechnik in Wirtschafts-
gebäuden 

— Alternativenergiesysteme 

— Heizungsumstellung von Rohbraunkohle auf um-
weltverträgliche Energieträger. 

Antragsberechtigt sind Haupt- und Nebenerwerbs-
landwirte, landwirtschaftliche Genossenschaften, Ka-
pitalgesellschaften sowie Personengesellschaften. 

Der Antragsteller hat einen Nachweis über die Lei-
stungsfähigkeit des Betriebes und die Zweckmäßig-
keit der geplanten Investition zu erbringen. 

Das förderungsfähige Investitionsvolumen beträgt 
max. 2,5 Mio. DM; die Eigenleistung hat mindestens 
10 % zu betragen. 

3.4 Verbesserung der Marktstruktur 

Die Förderung konzentriert sich insbesondere auf den 
Neu- und Ausbau von Vermarktungseinrichtungen 
einschließlich der technischen Einrichtungen und des 
Grunderwerbs sowie auf die innerbetriebliche Ratio-
nalisierung durch Umbau bzw. Modernisierung der 
technischen Einrichtungen. 

Die Schwerpunkte der investiven Förderung liegen 
auf der Grundlage von Sektorplänen insbesondere in 
der Molkereiwirtschaft und im Schlachthofbereich. 

4. Sonstige neue Förderungsgrundsätze 

4.1 Erstaufforstungsprämie 

Grundbesitzern kann zum Ausgleich von Einkom-
mensverlusten nach erstmaliger Aufforstung land-
wirtschaftlich genutzter Flächen eine Prämie von bis 
zu 500 DM/ha und Jahr gewährt werden (für einen 
Zeitraum bis zu zwanzig Jahren). 

4.2 Verbesserung der Verarbeitungs- und 
Vermarktungsstruktur der Fischwirtschaft 

Seit 1990 erfährt im EG-Recht die Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsstruktur in der 
Fischwirtschaft eine eigenständige Förderung. Daher 
wurde die bisherige fischwirtschaftliche Förderung im 
Bereich der Marktstrukturverbesserung ausgeglie-
dert und in einem gesonderten Förderungsgrundsatz 
zusammengefaßt und modifiziert. 

Nach diesem Programm können Investitionen geför-
dert werden für 

— Neu- und Ausbau von Kapazitäten einschließlich 
der technischen Einrichtungen sowie 

— innerbetriebliche Rationalisierung. 

Als Zuwendungsempfänger kommen vorhandene 
oder neu zu schaffende Absatzeinrichtungen und Un-
ternehmen des Handels sowie der Be- und Verarbei-
tung für fischwirtschaftliche Erzeugnisse ohne Rück-
sicht auf ihre Rechtsform in Betracht. 

5. Änderung bestehender Förderungsgrundsätze 

5.1 Flächenbindung in der Tierproduktion 

Der PLANAK hat sich darauf verständigt, in den ein-
zelbetrieblichen Förderungsgrundsätzen (EFP, AKP, 
Wiedereinrichtung) sowie in den Förderungsgrund- 
sätzen zur Umstrukturierung von landwirtschaftlichen 
Unternehmen in Form juristischer Personen im Bei-
trittsgebiet eine Flächenbindung in der Tierproduk-
tion einzuführen. Hiernach werden Investitionen im 
Bereich der Tierhaltung nur gefördert, wenn der Vieh-
besatz im Zieljahr der Investitionen 2,5 Großviehein-
heiten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
nicht übersteigt. Die Länder können Ausnahmen zu-
lassen. 

Im übrigen sind in der Schweinehaltung nur noch 
Investitionen zur Rationalisierung des Bet riebes (also 
keine Bestands- bzw. Produktionserweiterung) förde-
rungsfähig. 
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5.2 Erweiterung des Begünstigtenkreises und der 
Förderungstatbestände 

Im EFP wurde der Begünstigtenkreis zugunsten von 
Landwirten erweitert, die u. a. forstwirtschaftliche, 
touristische oder handwerkliche Tätigkeiten in ihrem 
Betrieb ausüben. Voraussetzung ist, daß Investitionen 
nicht im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" oder an-
derer Förderungsprogramme gefördert werden kön-
nen. 

5.3 Frostschutzberegnung 

Sowohl im EFP und AKP (Zuwendungsempfänger ist 
der Einzelunternehmer) als auch im Bereich der För-
derung wasserwirtschaftlicher und kulturbautechni-
scher Maßnahmen (Zuwendungsempfänger ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, z. B. ein Wasser-
und Bodenverband) können Anlagen in Obstflächen 
zum Zwecke der Frostschutzberegnung gefördert 
werden. 

6. Bestätigung geltender Förderungsgrundsätze 

Die nachfolgenden Grundsätze hat der Planungsaus-
schuß in ihren wesentlichen Förderungsinhalten (aus-
genommen die einer günstigeren Förderung dienen-
den Sonderbestimmungen für das Beitrittsgebiet) be-
stätigt: 

— Förderung der agrarstrukturellen Vorplanung, 

— Förderung der Flurbereinigung, 

— Förderung des freiwilligen Landtausches, 

— Förderung der Dorferneuerung, 

— Förderung landwirtschaftlicher Bet riebe in be-
nachteiligten Gebieten *), 

— Förderung im Bereich der Marktstrukturverbesse-
rung, 

— Förderung der Vermarktung nach besonderen Re

-

geln erzeugter landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

— Förderung auf Grund des Marktstrukturgeset-
zes *), 

— Förderung von wasserwirtschaftlichen und kultur-
bautechnischen Maßnahmen, 

— Förderung von Leistungsprüfungen in der tieri-
schen Erzeugung, 

— Förderung landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
durch Hilfen im Landarbeiterwohnungsbau') und 
durch eine Anpassungshilfe für ältere landwirt-
schaftliche Arbeitnehmer, 

— Gewährung einer Umstellungshilfe, 

— Förderung von Maßnahmen zum Küstenschutz. 

Gründe dafür, das Beitrittsgebiet in einzelne Förder

-

maßnahmen nicht einzubeziehen, liegen in speziellen 

*) Diese Grundsätze gelten nicht im Beitrittsgebiet.  

Maßnahmen für die neuen Bundesländer (s. standort-
bezogene Zuschläge statt Ausgleichszulage) oder in 
dem Bemühen, den eingeleiteten Umstrukturierungs-
prozeß nicht zu behindern (s. Förderung Marktstruk-
turgesetz). 

IL Gemeinsamer Sonderrahmenplan 

Die neuen Bundesländer wurden erstmals für das 
Wirtschaftsjahr 1991/92 in den Sonderrahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe einbezogen, der Maßnah-
men 

— zur Stillegung von Ackerflächen, 

— zur Extensivierung bei Überschußerzeugnissen 
und 

— die einzelstaatliche Mutterkuhprämie 

umfaßt und im Verhältnis 70 : 30 von Bund und Län-
dern finanziert wird. 

III. Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Förderungsgrundsätze für den Rahmenplan 
1992 bis 1995 

Änderungen der Fördergrundsätze werden vor allem 
vom strukturellen Anpassungsbedarf in den neuen 
Bundesländern bestimmt. 

Entsprechend sind 

— einzelne Förderkonditionen zu verbessern und 

— noch auf das Gebiet der alten Bundesländer be-
schränkte Fördergrundsätze auf das Beitrittsgebiet 
auszudehnen. 

Für 1992 wurde bereits im vergangenen Jahr be-
schlossen, die Grundsätze der Förderung von Betrie-
ben in benachteiligten Gebieten für die neuen Bun-
desländer zu öffnen. 

Die Abgrenzung benachteiligter Gebiete ist vom Ver-
fahren mit den Abgrenzungen in den alten Bundes-
ländern der Jahre 1975, 1986 und 1989 vergleichbar. 
Neben dem Hauptkriterium der Landwirtschaftlichen 
Vergleichszahl (LVZ) wurden die Kriterien „geringe 
Bevölkerungsdichte" und hoher Anteil landwirt-
schaftlich Beschäftigter an der „Gesamtbeschäfti-
gung" zugrunde gelegt. Für das Beitrittsgebiet insge-
samt beträgt die Fläche der benachteiligten Gebiete 
3 269 716 Hektar und damit ca. 50 % der LF (alte Bun-
desländer rd. 53 %). Der geschätzte Mittelbedarf be-
läuft sich für Bund und Länder auf rd. 313 Mio. DM. 
Die benachteiligten Gebiete in den neuen Bundeslän-
dern wurden der EG-Kommission notifiziert. Der EG-
Agrarrat wird auf Vorschlag der EG-Kommission ent-
scheiden. 

Nach Meinung der Bundesregierung sollte auch das 
Sonderprogramm für Junglandwirte auf das Beitritts-
gebiet ausgedehnt werden, allerdings nur in den Fäl-
len, in denen keine Starthilfe gewährt wird und die 
Bedingungen für die Junglandwirteförderung erfüllt 
sind. 
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Erste Erfahrungen mit den speziell in den neuen Bun-
desländern geltenden Fördergrundsätzen für Wieder-
einrichter sowie für Kooperationen liegen vor. 

Die neuen Bundesländer haben eine Vielzahl von An-
derungswünschen für 1992 angemeldet. 

Ihnen sollte in den Grenzen vorgegebener EG-Be-
stimmungen und verfügbarer Haushaltsmittel ent-
sprochen werden. 

Ziel ist es, Schritt für Schritt in den neuen Bundeslän-
dern eine leistungsfähige und vielseitig strukturierte 
Landwirtschaft zu entwickeln. Die überbetrieblichen 
Maßnahmen sollen mit dazu beitragen, gleichwertige 
Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu schaffen. 
Darauf sind die Förderkonditionen auszurichten. 

Dabei ist zu bedenken, daß die derzeitigen Über-
gangsregelungen für die neuen Bundesländer nach 
EG-Verordnung Ende 1993 auslaufen sollen, um da-
nach in Deutschland nach einheitlichen Grundsätzen 
die strukturelle Entwicklung zu fördern. Die jetzt not-
wendige Differenzierung zwischen alten und neuen 
Bundesländern muß also rückführbar bleiben. 

Ein weiterer Schwerpunkt in den Beratungen mit den 
Ländern wird die Frage sein, inwieweit bereits für 
1992 eine Verbesserung der Förderung forstlicher 
Maßnahmen im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel möglich ist, um die p rivaten Waldbesitzer bei 
ihren Bemühungen zu unterstützen, trotz der neuarti-
gen Waldschäden die Funktionsfähigkeit der Wälder 
zu sichern. 

Schließlich ist bei den Beratungen über den Rahmen-
plan 1992 zu berücksichtigen, daß eine grundlegende 
Reform der EG-Agrarpolitik (GAP) auch Auswirkun-
gen auf die zukünftige Agrarstrukturpolitik haben 
wird. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund 
regional sehr unterschiedlicher Leistungen der 
Landwirtschaft für die Bevölkerung in Abhängig- 

keit von Boden, Klima, Landschaft und Bevölkerungs-
dichte. 

Iv. Ausstattung der Rahmenpläne mit 
Finanzmitteln 

Eine Übersicht über die Entwicklung der Mittelan-
sätze der Gemeinschaftsaufgabe enthält Anlage 1. In 
Anlage 2 sind die Rahmenplanansätze (SOLL) der 
letzten Jahre, nach Maßnahmengruppen geordnet, 
den IST-Ausgaben gegenübergestellt. Dabei zeigt 
sich, daß die in die Rahmenpläne eingestellten Mittel 
nahezu vollständig verwendet wurden. 

Im Haushaltsjahr 1991 sind zur Durchführung der 
Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe in den Rah-
menplan 2 170 Mio. DM eingestellt worden, darunter 
650 Mio. DM für die neuen Bundesländer. In den 
Haushaltsentwurf 1992 wurden für den Rahmenplan 
2 720 Mio. DM eingestellt. 

Die Länder haben für den Rahmenplan 1992 bis 1995 
einen Bedarf von rd. 3 119 Mio. DM angemeldet und 
damit rd. 400 Mio. DM mehr Bundesmittel beantragt, 
als der Haushaltsentwurf 1992 vorsieht. 

An freien Kassenmitteln stehen für 1992 nach Abzug 
der für die Ausgleichszulage vorgesehenen Mittel 
rd. 960 Mio. DM zur Verfügung. Hinzu kommen 
Verpflichtungsermächtigungen im Umfang von 
1 695 Mio. DM. 

Zur Anpassung an die Marktentwicklung sieht der 
Sonderrahmenplan 1991 Kassenmittel in Höhe von 
295 Mio. DM und eine Verpflichtungsermächtigung 
von jährlich 166 Mio. DM vor. In den Sonderrahmen-
plan 1992 wurden 476 Mio. DM und eine Verpflich-
tungsermächtigung von jährlich 100 Mio. DM einge-
stellt. 
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Anlage 1 

Entwicklung der Mittelansätze 
- Beträge in Mio. DM - 

Jahr 1 99 82  1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 

darun- 
ter 

Bun- 
 des- 

länder 

1992 

A. Mittelausstattung 
insgesamt 
(Bundes- und Landes- 
mittel) 	  20457,9 1892,5 1925,9 2135,8 2136,2 2440,6 2443,7 2510,1 2509,2 3581,6 2501,4 

B. Bundesmittel 

- Regierungsentwurf . 12600,0 1155,0 1155,0 1200,0 1300,0 1490,0 1465,0 1525,0 1525,0 2020,0 1520,0 2720,0 

- Haushaltsplan 	 12469,5 1155,0 1175,0 1300,0 1300,0 1490,0 1485,0 1525,0 1525,0 2170,0 1520,0 

- Rahmenplan 	 12459,5 1155,0 1175,0 1300,0 1300,0 1490,0 1485,0 1525,0 1525,0 2170,0 1520,0 

- Altverpflichtun- 
gen 	 5570,8 781,8 751,2 752,0 749,1 823,1 759,0 728,5 741,9 736,9 736,9 

- in % vom Rah- 
menplan 	 44,7 67,7 63,9 57,9 57,6 55,2 51,1 47,7 48,6 34,0 48,5 

- Freie 	Kassenmit- 
tel 	  6788,7 373,2 423,8 548,0 550,9 666,9 726,0 796,5 783,1 1433,1 783,1 

- in % vom Rah- 
menplan 	 54,5 32,3 36,1 42,1 42,4 44,8 48,9 52,3 51,4 66,0 51,5 

- Mögliche Neube- 
willigungen 	auf- 
grund von VE 	 9344,6 866,3 811,2 900,0 900,0 900,0 900,0 940,0 940,0 1695,0 940,0 

- Bewilligungsrah- 
men 	 16133,3 1239,5 1305,0 1448,0 1450,9 1566,9 1626,0 1736,5 1723,1 3128,1 1723,1 
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Anlage 2 

Vergleich der Ist-Ausgaben mit den Rahmenplanansätzen nach Maßnahmengruppen 
- Beträge in Mio. DM; Bundesmittel - 

1982 1989 1990 1991 3) 
darunter 

alte 
Bundesländer 

Maßnahmengruppen 1 ) 

absolut 
b) 

in % 
von a) 

absolut 
b) 

in % 
von a) 

absolut 
b) 

in % 
von a) 

absolut 
b) 

in % 
von a) 

absolut 
b) 

in 
von a) 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

A. Rahmenplan 
1/2 Agrarstrukturelle 

Vorplanung/Flurbe- a) 261,6 100 235,8 100 235,2 100 226,5 100 222,3 100 
reinigung b) 281,7 108 249,5 106 235,0 100 

3 	Dorferneuerung a) 49,3 100 50,1 100 130,7 100 53,2 100 
b) 49,3 100 56,4 113 

4 	Förderung von ein- 
zelbetrieblichen 	In- a) 313,0 100 689,8 100 682,1 100 959,8 100 694,1 100 
vestitionen b) 289,4 92 679,1 98 693,1 102 
darunter 
- Ausgleichs- a) 61,9 100 452,9 100 436,5 100 445,5 100 445,5 100 

zulage b) 63,2 102 426,2 94 437,9 100 
- Agrarkredit- a) 20,8 100 22,1 100 34,1 100 20,1 100 

programm b) 18,4 88 17,5 79 

5 	Marktstruktur- a) 31,0 100 53,1 100 64,3 100 165,5 100 67,8 100 
verbesserung b) 26,6 86 44,7 84 45,8 71 

6 	Wasserwirtschaft a) 272,5 100 274,9 100 262,6 100 379,3 100 249,8 100 
b) 266,8 98 272,1 99 266,5 101 

7 	Forstliche a) 23,9 100 68,9 100 73,8 100 99,1 100 77,5 100 
Maßnahmen b) 22,5 94 71,9 104 79,1 107 
darunter 
- aufgrund 

neuartiger a) 33,2 100 35,7 100 46,0 100 42,1 100 
Waldschäden b) 40,3 121 37,6 105 

8 	Weitere a) 18,2 100 20,5 100 20,7 100 61,9 100 21,1 100 
Maßnahmen b) 18,0 99 18,9 92 19,1 92 

9 	Küstenschutz a) 129,8 100 132,7 100 136,2 100 147,2 100 134,2 100 
b) 132,0 102 132,5 100 137,1 101 

Summe Rahmenplan a) 1050,0 100 1525,0 100 1525,0 100 2170,0 100 1520,0 100 
b) 1037,0 99 1518,0 100 1532,1 100 100 100 
c) 1525,2 145 1804,4 118 

B. Sonderrahmenplan a) 200,0 100 275,0 100 196,05 ) 100 47,8 100 
1988 bis 1993 b) 130,1 65 273,5 100 
- Stillegung von 

Ackerflächen b) 127,3 245,0 

- Mutterkuhprämie b) 1,5 5,0 

- Extensivierung b) - 23,5 

Summe 
Sonderrahmenplan 200,0 275,0 32,8 

Summe 
GAK insgesamt a) 1050,0 1725,0 1800,0 1552,8 

1) a) Rahmenplan; b) Ist-Ausgaben; c) Länderanmeldung; 
2) Verpflichtungsermächtigungen 1990 um 25 Mio. DM auf 275 Mio. DM jährlich aufgestockt; 
3) ohne Beitrittsgebiet; 
4) einschließlich Beitrittsgebiet; 
5) Verpflichtungsermächtigungen 1991 (250 Mio. DM) um 79 Mio. DM für einjähriges Sonderprogramm Flächenstillegung gesenkt. 






